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Einen «Grossanlass» hat die SVP
auf ihrer Website angekündigt,
Magdalena Martullo-Blocher on
tour, in Cham war sie schon, in
Zürich und imTessin. Die Natio
nalrätin warnt im ganzen Land
vor der EU im Allgemeinen und
demneuenVertragswerk imSpe-
ziellen.An diesemAbend inYvo-
nand amNeuenburgersee, in der
Salle polyvalente beim Bahnhof.

Ein Mehrzweckraum in Far-
ben, die man vor einem halben
Jahrhundert als chic empfunden
haben muss, brünschelig-beige.
Vor derTürwerden Cervelats ge-
braten, eine Ländlerkapelle spielt
auf, die Hellebarde steht neben
dem Rednerpult parat, darüber
Plakate: «Diktat de l’UE. NON».
Alles da, was man von einem
SVP-Anlass kennt.

Nur die Leute fehlen. Um die
150 sind es, in einem Saal, der
gut doppelt oder dreimal so vie-
le Leute fassen würde. Verflix-
te Romandie. Sie ist traditionell
viel europafreundlicher als die
Deutschschweiz.

Es sei ja auch ein grosser Saal,
sagtMagdalenaMartullo-Blocher
nach ihrem Auftritt. Sie hat die
Rede auf Französisch gehalten,
bewusst, obwohl ihr das nicht
leichtgefallen ist. Das gehöre sich
so, es sei jetzt die Zeit derAufklä-
rung über die Probleme dieses
Vertrags. «Die Leute haben auf-
merksam zugehört, das Thema
ist ihnenwichtig, und sie sind be-
unruhigt», sagt dieNationalrätin.
Darumsei es auch eher still gewe-
sen.Danach folge jeweils die Ent-
rüstung über die Politik in Bern.
«Sie hätten meinen Auftritt im
Tessin sehen sollen, da sind die
Leute auf den Bänken gestanden
und haben reingerufen!»

«Lassen Sie sich
nicht brüsseln!»
In Yvonand wird es nur einmal
lauter, als Martullo zu einem
Wortspiel ansetzt. Angelehnt an
das französische Verb «berner»
(sich nicht an der Nase herum-
führen lassen, in der Romandie
gern im direkten Zusammen-
hang mit der Bundesstadt ver-
wendet), sagtMartullo: «Nevous
laissez pas bruxeller!»

Das «Non» hört man in die-
sen Tagen auch im Bundeshaus,
in den unterschiedlichsten Va-
rianten. Vor allem von Stände-
räten der Mitte und der FDP, die
den Ausschlag geben werden in
der dreitägigen Europadebatte,
die am Montag beginnt. «Kri-
tisch bis ablehnend», so fasst
Peter Hegglin seine Haltung zu

den Bilateralen III zusammen.
Der Zuger Mitte-Ständerat wird
das Vertragspaket im Rat ableh-
nen, egal, welche Anpassungen
es noch gibt. Und das, obwohl
seine Partei, die Mitte, Ja sagt.
Eigentlich. Denn Hegglin ist in
guter Gesellschaft.

Vorangegangen ist der ehe-
malige Parteipräsident Gerhard
Pfister. Er sagte als erster Mitte-
Vertreter, dass er dasVertragspa-
ket in seiner aktuellen Form ab-
lehne. Seine Parteikollegin Heidi
Z’graggen war weniger diplo-
matisch, sie bezeichnete das Pa-
ket diese Woche in einem Inter-
view mit «Schweiz heute» als
«Monstrosität». Auf Anfrage sa-
gen zwei weitere Mitte-Stände-
räte kategorisch Nein: Daniel
Fässler (Appenzell Innerrhoden)
und Beat Rieder (Wallis).

Über die Chancenwird
imKleinen entschieden
Bei der FDP gibt es weniger Par-
lamentsmitglieder,die jetzt schon
definitiv Nein sagen. Zahlreich
sind aber jene,dieverlangen,dass
dasEU-Paket anderUrne eindop-
peltes Mehr braucht – von Volk
und Ständen. Obwohl die Dele-
gierten der Partei vor einem Jahr
klar Ja sagten zu den Bilateralen
III und ein einfachesMehr forder-
tenundobwohl dieVerträge unter
LeitungvonFDP-Bundesrat Igna-
zio Cassis ausgehandelt wurden.

Freisinnige Ständeräte unter-
stützten in den Kommissionen
gleich mehrere Vorschläge, die
eine Mehrheit für das Vertrags-
paket erschweren würden. Beim
Lohnschutz zum Beispiel stellen
die Ständeräte einerseits dasVer-
handlungsergebnismit derEU in-
frage.Und andererseitswollen sie
die Konzession des Bundesrats
an die Gewerkschaften streichen.
Mehrere FDP-Parlamentarier sa-

gen, dass sie sich überlegten, die
Verträge als Ganzes abzulehnen.

Wenn nun der Ständerat
nächsteWoche die Debatte zum
neuen Vertragspaket beginnt,
sollteeseigentlichumdiegrossen
Linien gehen: Souveränität,wirt-
schaftliche Partnerschaft, geo-
politische Unsicherheit, direkte
Demokratie, Zusammenspiel der
Institutionen.

Aber ob dieser Vertrag tat-
sächlich eine Chance hat, das
wird im Parlament im Kleinen
entschieden. Bei der Kommis-
sion, die das Geschäft berät. Bei
Anträgen zu vermeintlichen De-
tails, die das fein austarierte
Gleichgewicht zwischen Arbeit-
gebenden und Gewerkschaften
stören könnten. Es ist Parla-
mentsmechanik «at its finest».
Marianne Binder sitzt auf einer
weinroten Bank in einer ruhigen
Ecke des Bundeshauses. Sie sagt:
«Einen besserenVertrag bekom-
men wir nicht mehr.» Es sei der

am besten ausgehandelte Kom-
promiss, den die Schweiz haben
könne, essenziell für Wirtschaft
und Sicherheit der Schweiz. Die
Aargauer Mitte-Ständerätin ist
gegen ein Ständemehr, «weil es
in der Verfassung schlicht nicht
vorgesehen ist».

SVP geht Gegner
des Ständemehrs hart an
In den sozialen Medien wird
sie dafür scharf kritisiert, auch
von der SVP. «Dabei vertrete ich
den Stand Aargau, der sich klar
für diese Verträge und gegen
ein Ständemehr ausgesprochen
hat», sagt Binder.Das Gleiche gilt
für die Mehrheit der Kantons
regierungen.

In den Kantonen, die für ein
Ständemehr sind,macht die SVP
zusätzlichenDruck auf dieVolks-
vertreter. Im Kanton Zug publi-
zierte sie einen offenen Brief ge-
gen den freisinnigen Ständerat
Matthias Michel, weil er sich für

ein einfaches Mehr aussprach,
und nannte ihn einen «Nicht-
vertreter» des Kantons.

Die SVP treibt die anderen
beiden bürgerlichen Parteien bei
den neuen EU-Verträgenvor sich
her. Sieweiss, dass sie Mitte und
FDP spalten muss, um die Ab-
stimmung zu gewinnen.

Die St. Galler SVP-Ständerätin
Esther Friedli hat eine ganze Rei-
he von Anträgen zum EU-Paket
gestellt. Sie liegen – zusammen
mit den Ratsunterlagen – ausge-
druckt vor ihr auf dem Tisch im
Vorzimmer der kleinen Kammer.
Der Platz reiche allerdings nicht
für die vielen Seiten desVertrags
und dieAnhänge: «Das sindHun-
derte Seiten, die bringen einen
als Milizpolitikerin an die Gren-
zen», sagt sie. «Leider könnenwir
über die Verträge aber gar nicht
beraten, da wir dort nichts mehr
ändern können.»DerHandlungs-
spielraum in der Schweizer Um-
setzung sei marginal.

Dann geht sie über zur inhaltli-
chen Kritik. Friedli fordert un-
ter anderem, dass alle aus der
EU, die eine Aufenthaltsbewil-
ligung in der Schweiz möchten,
einen Strafregisterauszug vor-
legen müssen. «Sogar da sagte
man mir: ‹Das können wir nicht
machen, sonst wird die EU Aus-
gleichsmassnahmen ergreifen.›»
Dass die Verwaltung jetzt schon
«mit dem Mahnfinger» komme,
zeige,was der Schweiz bei einem
Ja zu diesenVerträgen drohe: Die
EU diktiere die Regeln, und die
Schweiz könne nichtmehr eigen-
ständig entscheiden.

Friedlis Ton ist deutlich ge-
mässigter als jener, den SVP-Na-
tionalrätinMartullo bei derBasis
anschlägt. «Es ist ein Abwägen»,
sagt sie.Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit mit EU-Ländern sei
grundsätzlichwichtig. «Aber der
Preis ist viel zu hoch.» Es ist ein
Satz, der auchvon denKritikerin-
nenundKritikern aus derbürger-
lichen Mitte stammen könnte.

Die Entscheidung fällt
im Zentrum
Die Bilateralen III haben ge-
mäss der jüngsten Umfrage des
Instituts Sotomo eine deutliche
Mehrheit bei der Basis der Mitte
(77 Prozent Ja oder eher Ja) und
der FDP (63 Prozent). Dochwenn
nun immer mehr bekannte Po-
litikerinnen und Politiker dieser
Parteien eine andere Position
vertreten, könnte das die Stim-
mung beeinflussen.

Mitte-Präsident Philipp Mat-
thias Bregy sagt, dieVerträge sei-
en «nicht mehr als akzeptabel,
aber auch alternativlos». Eine
flammende Verteidigung klingt
anders, und die Zurückhaltung
lässt den Kritikern viel Raum.

Dass sich mehrere Abweich-
ler aus seiner Partei outen, nennt
Bregy «nichts Aussergewöhnli-
ches in einer Volkspartei», das
müsse man aushalten. Was die
Ständemehr-Frage angehe: Sie
werde übertrieben hochstilisiert.
Er persönlich sei für ein Stände-
mehr, aber das sei nicht entschei-
dend.Obwohl es dazu führt, dass
es an der Urne rund 55 Prozent
Ja-Stimmen braucht. Man dür-
fe keine Angst haben vor einer
Volksabstimmung.

FDP-Co-Präsident Benjamin
Mühlemann war bisher eben-
falls nicht als Fan der Verträge
bekannt. Er sagt aber, er könne
sich «Stand heute» gut vorstel-
len, dass er dem EU-Paket zu-
stimmen werde. «Für mich ist
einfach ein zentraler Punkt, dass
Volk und Stände darüber abstim-
men können.»

Damit ist alles angerichtet für
die erste grosse Debatte im Par-
lament zu den Bilateralen III. Das
Paket als Ganzes dürfte durch-
kommen, mit der Forderung
nach einem Ständemehr. Lin-
ke und Rechte haben im Stän-
derat fast gleich viele Sitze, die
Entscheidung fällt also im Zent-
rum. Am Ende könnte die Zahl
derNein-Stimmen ausMitte und
FDP sogar etwas höher sein als
jene aus der SVP-Fraktion, die
nur sieben Sitze hat. Dann wäre
rund ein Drittel des Ständera-
tes dagegen. Es wäre ein wuch-
tiges Signal.

Eines, das über Bern hinaus-
strahlen würde. Nach Cham,
Zürich, ins Tessin. Selbst nach
Yvonand am Neuenburgersee.

Gegner der EU-Verträge bringen sich in Stellung
Bilaterale III Magdalena Martullo-Blocher zieht für die SVP als Wanderpredigerin durchs Land. Und in der Mitte und der FDP
äussern sich plötzlich auffällig viele Kritiker. Was bedeutet das für die ersten Europa-Entscheide im Ständerat?

In der europafreundlichen Romandie: Magdalena Martullo-Blocher beim Anlass gegen die EU-Verträge in Yvonand VD. Foto: Chloé Cohen («Le Temps»)
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«Einen besseren
Vertrag
bekommenwir
nichtmehr.»

Marianne Binder
Mitte-Ständerätin

Foto: Matthias Spicher («20 Minuten»)

«Die EU diktiert die
Regeln, die Schweiz
kann nichtmehr
eigenständig
entscheiden.»
Esther Friedli
SVP-Ständerätin

Foto: Anthony Anex (Keystone)

«Die Verträge
sind nichtmehr
als akzeptabel,
aber auch
alternativlos.»
Philipp Matthias Bregy
Mitte-Präsident und Nationalrat

Foto: Beat Mathys
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